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6.6. Zur Entscheidung des Arbeitsstreitfalles duren 
das Gericht

6.6.1. Stellt das Gericht bei der Überprüfung des Ar­
beitsstreitfalles fest, daß der Beschluß der Kon­
fliktkommission der Sach- und Rechtslage ent­
spricht, ist die Klage in der Entscheidungsfor­
mel als unbegründet zurückzuweisen, wodurch 
der Konfliktkommissionsbeschluß bestätigt wird.

6.6.2. Der Beschluß der Konfliktkommission ist durch 
eine Entscheidung des Gerichts aufzuheben oder 
für gegenstandslos zu erklären, wenn er ganz 
oder teilweise nicht der Sach- und Rechtslage 
entspricht oder wegen anderer rechtlicher Män­
gel nicht aufrechterhalten werden kann (vgl. 
Ziff. 6.3.4. Buchst, a).
Die gerichtliche Entscheidung muß das Ergebnis 
des arbeitsrechtlichen Verfahrens vor der Kon­
fliktkommission und dem Gericht in seiner Ge­
samtheit umfassen.

6.C'!. Einigen sich die Parteien im gerichtlichen Ver­
fahren über den Streitgegenstand und ist die 
Einigung vom Gericht gemäß § 41 AGO als der 
sozialistischen Gesetzlichkeit entsprechend zu 
bestätigen, ist der Beschluß der Konfliktkom­
mission im Bestätigungsbeschluß für gegen­
standslos zu erklären.

6.6.4. a) Nimmt der Kläger die Klage durch Erklä­
rung gegenüber dem Gericht zurück und ist 
diese vom Gericht gemäß § 43 AGO als sach­
dienlich zu bestätigen, bleibt der Beschluß 
der Konfliktkommission bestehen. Eines be­
sonderen Hinweises auf die Wirksamkeit des 
Beschlusses der Konfliktkommission in der 
Entscheidung des Gerichts bedarf es in die­
sem Falle nicht.

b) Nimmt eine Partei nach Erhebung der Klage 
den von ihr vor der Konfliktkommission ge­
stellten Antrag zurück und ist die Rück­
nahme des Antrages sachdienlich, hat sie das 
Gericht unter entsprechender Anwendung 
des § 43 AGO zu bestätigen. Im Bestätigungs­
beschluß ist der Beschluß der Konfliktkom­
mission für gegenstandslos zu erklären.

c) Kann der Beschluß der Konfliktkommission 
bei einer Rücknahme der Klage nicht auf­
rechterhalten werden, weil er ganz oder teil­
weise nicht der Sach- und Rechtslage ent­
spricht oder andere rechtliche Mängel auf­
weist (vgl. Ziff. 6.6.2.), ist die Rücknahme der 
Klage nicht sachdienlich und deshalb nicht 
zu bestätigen. Das Verfahren ist in diesem 
Falle bis zu einem zulässigen prozessualen 
Ergebnis fortzusetzen. Das Gericht hat die 
Parteien dazu anzuhalten, zur alsbaldigen Be­
endigung des Verfahrens sachdienliche An­
träge zu stellen bzw. Erklärungen ab­
zugeben.

6.6.5. Bei Zurückweisung einer unbegründeten Klage 
oder bei Bestätigung einer sachdienlichen Rück­
nahme der Klage hat das Gericht in seiner Ent­
scheidung erforderlichenfalls den Beschluß der 
Konfliktkommission hinsichtlich der von dem 
Verpflichteten zu erbringenden Leistung, ins­
besondere der Höhe des von ihm zu zahlenden 
Geldbetrages, zu ergänzen.

6.7. Zur Tätigkeit des Gerichts in einem durch Ein­
spruch des Staatsanwalts eingcleiteten Ver­
fahren

6.7.1. Das Gericht hat über die vom Staatsanwalt und 
von den Parteien im Einspruchsverfahren gemäß 
§ 58 Abs. 3 KKO gestellten Sachanträge zu ent­
scheiden. Folgt das Gericht einem der gestellten 
Sachanträge ganz oder teilweise nicht, hat es 
ihn insoweit als unbegründet zurückzuweisen.

6.7.2. a) Nimmt der Staatsanwalt seinen Einspruch
gegen den Beschluß der Konfliktkommission 
durch schriftliche oder protokollierte Erklä­
rung gegenüber dem Gericht zurück, ist das 
Verfahren mit den Parteien bis zu einem zu­
lässigen prozessualen Ergebnis fortzusetzen. 
Wird die Erklärung außerhalb der münd­
lichen Verhandlung abgegeben, ist sie den 
Parteien in Abschrift zuzustellen. Die Rück­
nahme des Einspruchs bedarf nicht der Be­
stätigung des Gerichts.

b) Das Verfahren ist unter entsprechender An­
wendung des § 42 Abs. 1 AGO durch Be­
schluß des Gerichts einzustellen, wenn der 
Staatsanw'alt seinen Einspruch zurücknimmt 
und die Parteien daraufhin dem Gericht 
gegenüber schriftlich oder mündlich erklären, 
daß sie keine eigenen Sachanträge stellen 
werden. Gegen den Einstellungsbeschluß ist 
das Rechtsmittel des Einspruchs (Berufung) 
nicht gegeben.

6.7.3. Im Verfahren auf Einspruch des Staatsanwalts 
hat das Gericht seine Entscheidung dem Staats­
anwalt gegen Empfangsbestätigung zu über­
senden.

6.7.4. Für den Beginn der Frist des Staatsanwalts zur 
Einlegung des Protestes (Berufung) gegen eine 
Entscheidung des Gerichts erster Instanz ist im 
Verfahren auf Einspruch des Staatsanwalts der 
Zeitpunkt des bestätigten Empfanges der Ent­
scheidung, bei Mitwirkung im Verfahren der 
Zeitpunkt der Zustellung der Entscheidung an 
die Parteien maßgebend.

6.8. Zur Unzulässigkeit der Verweisung des Arbeits- 
slreitfallcs an die Konfliktkommission

6.8.1. Eine Verweisung des Arbeitsstreitfalles an die 
Konfliktkommission durch das Gericht wegen 
unzureichender Sachaufklärung, unrichtiger Be­
weiswürdigung oder unzutreffender rechtlicher 
Würdigung des Sachverhaltes ist unzulässig.

6.8.2. Eine Venveisung des Arbeitsstreitfalles an die 
Konfliktkommission ist unzulässig, wenn erst­
malig im Verfahren zweiter Instanz festgestellt 
wird, daß das Gericht erster Instanz vom Kläger 
wegen Verstoßes gegen § 24 Abs. 1 KKO noch 
nicht angerufen werden durfte und deshalb bei 
richtiger Würdigung der Sach- und Rechtslage 
derzeitig unzuständig gewesen wäre.

6.9. Zur Entscheidung über den Einspruch gegen eine 
Entscheidung der Konfliktkommission in einem 
erzieherischen Verfahren wegen Verletzung der 
Arbeitsdisziplin

6.9.1. Gegen die Zurückweisung des Antrages auf 
Durchführung eines erzieherischen Verfahrens 
wegen Ungeeignetheit (§ 28 Abs. 2 KKO) ist der 
Einspruch unzulässig.


